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Herr Gniffke, täuscht der Eindruck oder befindet
sich der öffentlich-rechtliche Rundfunk aktuell in
seiner größten Krise?
Kai Gniffke: 53 Millionen Deutsche nutzen täglich
die ARD. Halten Sie das für eine Krise?

Nun ja, Sie können nicht bestreiten, dass der Rück-
halt in der Politik bröckelt. Die Angriffe nicht nur
vom rechten Rand werden immer schärfer; eine
notwendige Erhöhung des Beitrags, den jeder
Haushalt zahlen muss, ist mehr als fraglich. Kann
sich die ARD ihr teures Programm in Zukunft über-
haupt noch leisten?
Gniffke:Da ist ein zentralesMissverständnis in Ih-
rer Frage. Unser Programm ist nicht teuer, es ist
vielfältig undumfangreich.Unddas ist so,weil die
Politik es über dieMedienstaatsverträge sobeauf-
tragt hat. Es ist unsere Pflicht, diese beauftragten
Programme weiter in der Qualität zu liefern, die
das Publikumvonuns erwartet. Zumalwir gleich-
zeitig Top-Qualität für Radio, Fernsehenunddigi-
tale Ausspielwege entwickeln. Deshalb schichten
wir in der ARD in der kommenden Beitragsperio-
de 250 Millionen Euro für digitale Programman-
gebote um.

Damit sprechen Sie ein weiteres erhebliches Pro-
blem an: Wegen des demografischen Wandels ist
das treue Stammpublikum über sechzig. Sendet die
ARD irgendwann ins Nichts?
Gniffke: Das stimmt nicht. Die Hörer von SWR 3
und „Das Ding“ sind viel jünger, genauso wie die
knapp 4,8 Millionen Instagram-Follower der „Ta-
gesschau“. Natürlich müssen wir unser digitales
Angebotweiter ausbauen.Das gemeinsameStrea-
ming-Netzwerkmit demZDF ist ein gutesBeispiel,
wie wir uns diese Zukunft vorstellen.

Für junge Leute ist 2016 das Online-Angebot „funk“
gestartet, es soll dafür sorgen, dass auch diese
Zielgruppe öffentlich-rechtliche TV-Produktionen
wahrnimmt. Täuscht der Eindruck, oder werden
Hinweise auf den Hintergrund schamhaft ver-
schwiegen? Ist das Image von ARD und ZDF bei
Menschen zwischen 20 und 30 Jahren so schlecht?
Gniffke:Erneuter Einspruch: 60Prozent der „funk“-
Nutzer wissen, dass es sich um ein öffentlich-
rechtlichesAngebot handelt.WennSie im Internet
die Seite funk.net besuchen, dann steht da unten
rechts „funk ist ein Angebot von ARD und ZDF“.
Auchbei denSocial-Media-Angeboten von funk ist
der Hinweis sehr deutlich. Wir verstecken jeden-
falls gar nichts, und warum auch: Wir sind stolz
auf funk.Wir erreichenhier – gemeinsammit dem
ZDF– viele jungeMenschenmit Inhalten, die jun-
geMenschen interessieren.Das ist auchTeil unse-
res Auftrags.

Herr Dobusch, Sie haben sich als Mitglied des ZDF-
Fernsehrats regelmäßig kritisch über den öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk geäußert. Waren Sie ein
einsamer Rufer in der Wüste?
Leonhard Dobusch:DenmeistenZuspruchhabe ich
tatsächlich aus dem öffentlich-rechtlichen Kos-
mos selbst erhalten, und zwar quer über alleHier-
archie-Ebenenhinweg. Ichhabemich alsonie ein-
samgefühlt.WennmeineKritik etwas bewirkt hat,
lag das aber immer daran, dass viele andere von
innenundaußenebenfallsDruck gemacht haben.

Was ist Ihrer Ansicht nach aktuell die größte Her-
ausforderung für ARD und ZDF?
Dobusch: Das öffentlich-rechtliche System sieht
sich zunehmend einer rechtspopulistischen und
neofaschistischen Kritik an ihrer vermeintlichen
Voreingenommenheit ausgesetzt. Darauf antwor-
ten ARD und ZDF oft mit einer Form von Neut-
ralität, die im Fall von Rassismus, Demokratie-
feindlichkeit und Klimawandelleugnung völlig
deplatziert ist. Diese beschwichtigende Reaktion
auf demokratiefeindliche Angriffe ist keine wirk-
same Strategie gegen Feinde des öffentlich-recht-
lichenRundfunks, hier bräuchte es ehermehr statt
weniger Haltung.
Gniffke:Mir hat noch keiner schlüssig den Unter-
schied zwischen Haltung und Meinung erklären
können.Meinunghat in der ARDeinen ausdrück-
lich gekennzeichneten Sendeplatz zumBeispiel in
den „Tagesthemen“, und ansonsten trennen wir
sehr genau zwischen Meinung und Bericht. Es
gibt im Journalismus professionelle, ethische und
handwerkliche Regeln. Für mich mit meiner „Ta-
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gesschau“-Vergangenheit ist das auch nicht ver-
handelbar: Wir sollen niemandem durch eine ei-
geneHaltungbelehren; die Leutemüssen sich ihre
Meinung selbst bilden können.
Dobusch: Jeder journalistische Beitrag, egal wel-
ches Format, hat doch eine Haltung. Die drückt
sich zumBeispiel darin aus, wer befragt wird und
wer nicht. Das hat nichts mit Belehrung zu tun,
sondern damit, dass wertfreier Journalismus un-
möglich ist.
Gniffke: Ich würde jetzt ungernWerte und journa-
listische Objektivität vermischen. Natürlich gibt
es keinen wertfreien Journalismus. Ein grundle-
genderWert ist dabei dieÜberzeugung, dass in ei-
ner Demokratie alle Menschen ihre Meinung frei
äußern können, weil sie am Ende diese Welt, die
sie aus unterschiedlichenPerspektiven sehen, ge-
meinsam gestalten wollen. Wir haben dabei die
Aufgabe, diese Perspektiven zu vermitteln. Selbst
wenn Journalisten auch ihre eigene Perspektive
habenmögen,muss die imProgrammindenHin-
tergrund treten. Dazu gibt es Regeln und Techni-
ken.Meine Lieblingsmetapher dafür: Ein Arzt be-
handelt jeden kranken Menschen nach bestem
Wissen und Gewissen, egal, welche Partei diese
Personwählt.
Dobusch: Zu den zentralen Aufgaben öffentlich-
rechtlicherMedien gehört es, zur demokratischen
Meinungsbildung beizutragen.Wieso verweigern
sich öffentlich-rechtliche Digitalplattformen wie
etwa die Mediatheken dieser Aufgabe? Warum

gibt es dort keine moderierten Räume für Debat-
ten über öffentlich-rechtliche Inhalte?
Gniffke:Dialogfindet bei uns vielfach statt, denner
ist uns wichtig. Ab 2024 gibt es in den Info-Wellen
der ARD zweimal pro Woche Dialogformate. Die
ARD-Medienhäuser haben zahlreicheweitereAn-
gebote;wermit uns redenwill, der kanndasheute
schon sehr einfach tun. Ich biete zum Beispiel re-
gelmäßig einen Live-Austausch via Instagraman,
offen für alle. Ich bin noch nicht überzeugt, dass
die ARD-Mediathek der beste Ort dafür ist.
Dobusch:Gerade die ARD bietet auf YouTube gan-
ze Sendungenwie zumBeispiel das Satiremagazin
„Extra3“ an und kümmert sich dort auch um die
Kommentare, lässt zu denselben Sendungen aber
keine Diskussion in der ARD-Mediathek zu. Wie
ist es vertretbar, die Beitragszahlenden zur Dis-
kussion öffentlich-rechtlicher Inhalte auf priva-
te, überwachungskapitalistische Plattformen zu
zwingen, für die man dann auch noch die Mode-
ration übernimmt?
Gniffke:WennwirKommentare ermöglichen,müs-
sen wir eine faire und respektvolle Diskussions-
kultur sicherstellen.Darumprüfenwir derzeit, wo
und in welchem Umfang wir in der ARD-Media-
thek eine Kommentarfunktion anbieten können.
Bei den großen privaten Streaming-Mitbewer-
bern gibt es übrigens überhaupt keine Kommen-
tar-Möglichkeit.
Dobusch: Aber das ist doch der Punkt: Netflix und
Disney+ sind denkbar schlechte Vorbilder für öf-
fentlich-rechtlicheMediatheken. Dort gibt es kei-
ne Nachrichteninhalte, keine aktuelle, demokra-
tierelevante Berichterstattung. Und eben auch
keine Debatten. Deshalb ist YouTube das bessere
Vorbild fürMediatheken als Netflix.
Gniffke:Nachrichtenundaktuelle, demokratierele-
vanteBerichterstattung gibt es in derARDMedia-
thek zuhauf; daran sehen Sie schon, dass Netflix
kein Vorbild für uns ist. Die ARD-Mediathek stellt
öffentlich-rechtliche Inhalte zur Verfügung. Wer
mit uns über diese Inhalte diskutieren will, der
kann das auf vielen Wegen tun. Wir haben Kom-
mentarmöglichkeiten in der Mediathek getestet
und arbeiten mit verschiedenen Redaktionen da-
ran, sinnvolle Interaktionen und Dialogmöglich-
keiten für ausgewählte Sendungen zu erarbeiten.
UndSie kennenmeineVision eines größerenNetz-
werkes, das Inhalte und Dialog, öffentlich-recht-
liche, andere gemeinwohl-orientierte und auch
privatwirtschaftliche Inhalte vereint. Ichhabedas
mal „deutschsprachigen Medien-Marktplatz“ ge-
nannt. Der Weg dahin ist lang, und man kommt
am besten in kleinen Schritten vorwärts, wenn
man nicht stolpern will.

Wir sind uns also einig: Die ARD muss sich verän-
dern, und das nicht nur in Ansätzen. Die Rahmen-
bedingungen werden zwar in der Landespolitik ent-
schieden, aber es wäre sicher nicht verkehrt, wenn
die ARD diesen Prozess initiieren und vorantreiben
würde. Kann sie das? Will sie das überhaupt?
Gniffke:Wir sind schon längst dabei. Die 250 Mil-
lionen Euro Umschichtung ins Digitale habe ich
schon genannt. Um ein Programm effizienter zu
produzieren, führenwir neueFormenderZusam-
menarbeit ein, Stichwort Kompetenzcenter oder
gemeinsameProgrammstrecken inden Info- und
Kulturwellen im Radio. Das ist alles bereits be-
schlossen, man wird es dieses Jahr im Programm
hören und sehen. Auf diesemWege geht es weiter.
Es ist ein bisschen wie bei funk: Man traut es der
ARDzuerst nicht zu. Aber die alteDame ist immer
wieder für Überraschungen gut.

FRAGEN: T ILMANN GANGLOFF

Leonhard Dobusch
(Jahrgang 1980) lehrt Or-
ganisationstheorie an der
Universität Innsbruck und
war auf Vorschlag unter an-
derem des Chaos Compu-
ter Clubs ab 2016 für die
Interessensgruppe „Inter-
net“ sechs Jahre lang Mit-

glied des ZDF-Fernsehrats.
Seit 2022 ist er Mitglied
des ZDF-Verwaltungsrats.
Über die Sitzungen des
Fernsehrats berichtet er
weiterhin in seiner Kolum-
ne auf der Website von
Netzpolitik.org. (tpg)

3S Ü D K U R I E R N R . 3 4 | E X W
S A M S TA G , 1 0 . F E B R U A R 2 0 2 4

http://Netzpolitik.org
http://funk.net
http://schau.de

